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Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Es gibt keinen Sanktionsautomatismus, Herr Kollege
Hunko. Die Bundesregierung und die Europäische
Union insgesamt sind nach wie vor zuvörderst um eine
diplomatisch-politische Lösung bemüht. Wir wollen de-
eskalieren und nicht eskalieren.

Der nächste Europäische Rat am morgigen Donners-
tag wird im Lichte der jüngsten Entwicklung auf der
Krim, aber auch vor dem Hintergrund der russischen
Entscheidung, sich die Krim einzuverleiben, über wei-
tere Schritte nachdenken. Es gibt derzeit aber noch kei-
nerlei konkrete Überlegungen, Wirtschaftssanktionen
auszusprechen. Ich müsste hier also spekulieren, und das
möchte ich nicht.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Zu einer weiteren Nachfrage hat der Kollege Gehrcke
das Wort.

Wolfgang Gehrcke (DIE LINKE):

Schönen Dank. � Herr Staatsminister, ich möchte Sie 
gerne fragen, ob aus Ihrer Sicht eine Aufkündigung der
Zusammenarbeit mit Russland bei der Vernichtung der
syrischen Chemiewaffen und Auswirkungen auf die Ver-
handlungen mit dem Iran über das Atomprogramm in
dem Sanktionskatalog vorgesehen sind und wie sich die
Bundesregierung dazu verhält.

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt:

Es gibt eine klare Priorität der Bundesregierung � da-
ran arbeiten wir Tag und Nacht �, nämlich auf politi-
schem Wege und auf diplomatischem Wege zur Deeska-
lation beizutragen. Wir haben auch das Ziel, dass
� unabhängig von weiteren Maßnahmen � die Ge-
sprächskanäle mit Russland offen gehalten werden. Ich
habe den Eindruck, dass diese Position innerhalb der
Europäischen Union auf große Zustimmung stößt.

Im Übrigen wissen Sie, dass wir für die Lösung von
einer Reihe von internationalen Problemen � Sie haben 
einige angesprochen � weiterhin auf Russland angewie-
sen sind. Unabhängig davon gibt es aber ein klares, deut-
liches Signal der Bundesregierung und der Europäischen
Union: Was Russland bezüglich der Krim getan hat, ver-
stößt gegen das Völkerrecht und ist absolut inakzeptabel.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:

Kollege Krischer hat jetzt Gelegenheit, eine weitere
Frage zu stellen.

Oliver Krischer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herzlichen Dank, Frau Präsidentin. � Herr Staats-
minister, es hat in der vergangenen Woche und in der
Woche davor zwei große Geschäfte von deutschen Un-
ternehmen gegeben: zum einen die Transaktion der
Firma Wintershall, die im Rahmen eines Asset-Tauschs
Gasspeicheranteile an Gazprom verkauft hat, und zum
anderen die Entscheidung von RWE, ihre Öl- und Gas-
fördertochter an einen russischen Investor zu verkaufen,
und zwar zu einem überraschend hohen Kaufpreis und

� wenn man die gesamte Verhandlungsdauer dieses
Kaufs betrachtet � zu einem interessanten Zeitpunkt.

Meine Frage ist: Welche Position hat die Bundes-
regierung zu diesem Thema, und erachtet sie es als not-
wendig, in irgendeiner Weise bei diesen Geschäften ein-
zugreifen, zu prüfen, zu handeln?

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt:
Unabhängig davon, wie wir zu solchen wirtschaftli-

chen Entscheidungen der Privatwirtschaft stehen, gibt es
für die Bundesregierung derzeit keine Möglichkeiten,
einzugreifen.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Frau Kollegin Keul.

Katja Keul (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Vielen Dank. � Wenn wir jetzt über Sanktionen oder 

Einschränkungen im Handel sprechen, dann ist der erste
Bereich, der mir dazu einfällt, der Bereich der Rüstungs-
exporte. Jetzt frage ich: Gedenkt die Bundesregierung
die Lieferung eines gesamten Gefechtsübungszentrums
nach Russland durch die Firma Rheinmetall zu stoppen?
Ist dieses Geschäft möglicherweise durch eine Hermes-
bürgschaft abgesichert? Wie wird das dann in der Praxis
abgewickelt?

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt:
Liebe Frau Kollegin, auch wenn in der Öffentlichkeit

immer wieder anderes behauptet wird: Faktisch werden
bereits jetzt keinerlei Ausfuhrgenehmigungen für Rüs-
tungsgüter nach Russland mehr erteilt. Das gilt ins-
besondere auch für Dual-use-Güter mit einem mili-
tärischen Verwendungszweck. Darüber hinaus hat die
Bundesregierung eine Überprüfung der bislang schon er-
teilten Ausfuhrgenehmigungen eingeleitet und wird
dann, wenn dies erforderlich ist, die entsprechenden
Schritte einleiten. Das gilt auch für die konkreten Fälle,
die Sie eben benannt haben.

Vizepräsidentin Ulla Schmidt:
Frau Kollegin Beck.

Marieluise Beck (Bremen) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN):

Herr Staatsminister, angesichts des hohen Tempos der
Veränderungen in der Ukraine, mit denen kaum jemand
gerechnet hat, und der sich daraus ergebenden Tatsache,
dass wir die handelnden Personen und Parteien oft nicht
wirklich gut kennen, möchte ich Sie fragen, wie die Bun-
desregierung die Übergangsregierung in Kiew und die
Beteiligung der Partei Swoboda daran einschätzt. Haben
wir es dort mit faschistischen Kräften und einer Regie-
rung zu tun, der faschistische Parteien angehören?

Michael Roth, Staatsminister im Auswärtigen Amt:
Vielen Dank, Frau Kollegin. � Die Bundesregierung 

hat wie die Europäische Union insgesamt ein Interesse
an einer möglichst inklusiven Regierung, die möglichst
alle gesellschaftlichen Kräfte, die der Rechtsstaatlichkeit


